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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Ebenfalls nicht fachspezifisch ausgerichtet ist die im Juni gegrindete Konferenz der
Westschweizer Kantone, in der die Regierungsprasidenten sowie ein weiteres
Exekutivmitglied aus den vier franzésischsprachigen Kantonen Genf, Jura, Neuenburg
und Waadt sowie den drei sprachlich gemischten Kantonen Bern, Freiburg und, Wallis
vertreten sind. In  der Deutschschweiz  bestehen derartige regionale
Regierungsprasidentenkonferenzen schon seit langerer Zeit. '

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich spater auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland” zu grinden. In
diesem Rahmen soll die Zusammenarbeit v.a. im Bildungs-, Wirtschaftsféorderungs- und
Verkehrsbereich verbessert und administrative Hindernisse zwischen den beteiligten
Kantonen abgebaut werden. Davon erhoffen sich die Initianten eine strukturelle und
wirtschaftliche Starkung ihrer Region, welche ihre Chancen im Konkurrenzkampf mit
den besser gestellten Wirtschaftszentren Genf/Lausanne und Zirich vergréssern
wirde. Das Projekt "Wirtschaftsraum Mittelland" fand nicht uneingeschrankte
Zustimmung. Regierungsvertreter aus dem Kanton Waadt meldeten ihre Beflirchtungen
an, dass mit dieser, die Sprachgrenzen Uberschreitenden Zusammenarbeit die
Solidaritat der Romandie geschwacht wirde. Eine Beitrittseinladung beantworteten sie
ablehnend; immerhin bekundeten sie Interesse, sich an speziellen Projekten zu
beteiligen. Einen ahnlich ausgerichteten Zusammenarbeitsvertrag schlossen gegen
Jahresende die sechs Innerschweizer Kantone Luzern, Nid- und Obwalden, Schwyz, Uri
und Zug ab. (Zur Regionalpolitik siehe hier.)

Le Conseil fédéral juge conforme au droit fédéral, toutes les modifications apportées
aux constitutions des cantons d'Uri, de Soleure, de Bale-Campagne, des Grisons,
d’Argovie, de Neuchatel et de Genéve. Uri a rendu, au méme titre que I'école primaire,
le jardin d'enfants obligatoire. La constitution soleuroise révisée interdit aux
parlementaires cantonaux de siéger dans un tribunal cantonal soumis a la surveillance
directe du Grand conseil. Le canton de Béle-Campagne a regroupé ses six tribunaux de
districts en deux tribunaux civils de district. Il ne posséde plus qu'un office cantonal du
registre foncier, un pour I'état civil et un autre pour les successions. Les trois autorités
de droit civil sont chapeautées par une administration unique. Suite a la réforme
territoriale, le canton des Grisons a été subdivisé en onze régions. Outre les taches
confiées par les communes et le canton, elles ont relayé les districts pour les
compétences de juridiction civile et pénale. Le canton d'Argovie s'est muni d'une base
juridique afin de pouvoir exploiter - outre le pétrole, le gaz naturel, le charbon et le sel
- d'autres richesses naturelles du sous-sol. A Neuchétel, pour I'adoption de lois et de
décrets entrainant des économies significatives pour le canton, une majorité de trois
cinquiemes des membres du Grand conseil devra étre obtenue. Enfin, le canton de
Genéve et ses communes devront, dans un délai de cing ans, adapter aux besoins
I'offre de places d'accueil de jour pour les enfants en age préscolaire. *

La garantie fédérale a été attribuée par le Parlement, conformément & la proposition du
Conseil fédéral et de la CIP-CN, aux constitutions révisées des cantons d'Uri, de
Soleure, de Bale-Campagne, des Grisons, d’Argovie, de Neuchétel et de Geneéve. *

Die totalrevidierte Verfassung des Kantons Schwyz bzw. die darin enthaltene
Wahlrechtsreform hatte bereits 2012 zu einigen Diskussionen bei der sonst in der Regel
in den Raten kaum debattierten Gewahrleistung kantonaler Verfassungen gefiihrt. Der
Bundesrat hatte, gestutzt auf einen Bundesgerichtsentscheid, der das neue Wahlrecht
des Kantons Schwyz als verfassungswidrig beurteilte, beantragt, das neue
Proporzwahlverfahren aufgrund des hohen natlrlichen Quorums in den
Einerwahlkreisen nicht zu gewahrleisten. Der Standerat widersetzte sich Ende 2012
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dieser Empfehlung und stimmte knapp einem Minderheitsantrag auf vollstdndige
Gewahrleistung der neuen Verfassung des Kantons Schwyz zu. Das Geschéaft kam in der
Frihjahrssession in den Nationalrat. Auch dort kam es zu einer ausfuhrlichen Debatte,
in der sich wie im Standerat zwei Argumentationsmuster gegenlberstanden: Eine
vorwiegend blurgerliche Seite setzte sich flr eine direktdemokratisch legitimierte
Kantonsautonomie ein. Die andere Seite - die geschlossenen SP, GP und GLP-
Fraktionen, die Hélfte der FDP Liberale Fraktion, einige Abweichler von CVP und FDP
sowie Heinz Brand (GR) als einziger Abweichler der SVP - betonte, dass der Nationalrat
einen Verfassungsauftrag habe und quasi eine justiziale Verantwortung Ubernehmen
musse, wenn eine kantonale Verfassung nicht bundesrechtkonform sei. Weil die Stimme
eines Wahlberechtigten im Kanton Schwyz nicht tberall ein dhnliches Gewicht habe,
verletze die neue Schwyzer Verfassung Bundesrecht. Mit 94 zu 92 Stimmen bei drei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer dusserst knapp dem Vorschlag des Bundesrates
und gewahrleistete die Verfassung des Kantons Schwyz mit Ausnahme des neuen
Wahlrechts (Paragraf 48, Absatz 3). Im Standerat wurde anschliessend und ebenfalls
noch in der Frihjahrssession nur noch Uber den umstrittenen Paragrafen debattiert.
Die kleine Kammer beharrte mit 24 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung auf ihrem
positiven Entscheid, mit dem auch das neue Wahlrecht gewéhrleistet werden sollte. In
der Debatte wurde auch darauf verwiesen, dass man die Nationalratswahlen, die ja
ebenfalls in Einerwahlkreisen mit Quasi-Majorz durchgefiihrt wirden, auch nicht
moniere, und dass dies eine Uber hundertjahrige Praxis darstelle. Weil allerdings auch
der Nationalrat, diesmal mit 100 zu 91 Stimmen, erneut auf seinem wenige Tage zuvor
gefallten Entscheid beharrte, wurde Paragraf 48 Absatz 3 der neuen Schwyzer
Kantonsverfassung nicht gewéahrleistet. Konkret bedeutete dies, dass der Kanton
Schwyz ein neues Wahlgesetz ausarbeiten muss. Bis Ende Jahr lagen hierflr nicht
weniger als zehn verschiedene Vorschlage vor. Der abschlagige Entscheid des
Nationalrats verhinderte zwar einen Konflikt zwischen nationaler Legislative und
Judikative, |6ste aber in der Innerschweiz grosse Empodrung aus. In den Kantonen Zug,
in dem ebenfalls eine Reform des Wahlrechts anstand, und Graublnden, wo das in
juristischen Kreisen ebenfalls umstrittene, reine Majorzverfahren gilt, wurde sogar laut
Uber eine Standesinitiative nachgedacht, die eine Anderung der Bundesverfassung
fordert, damit sich der Bund und das Bundesgericht nicht mehr in kantonale
Angelegenheiten einmischen kénnen. Allerdings nahm die Zuger Bevdlkerung entgegen
der Empfehlung der burgerlichen Parteien Ende September das bundesrechtskonforme
Doppelproporzverfahren an (so genannter doppelter Pukelsheim). Dieselbe
Entscheidung fiel auch im Kanton Nidwalden. Die bisher als Formsache geltende
Gewahrleistung kantonaler Verfassungsanderungen durfte auch in Zukunft zu reden
geben, da im Berichtsjahr in einzelnen Kantonen verfassungsrechtlich heikle Initiativen
angenommen wurden - so etwa das Burkaverbot im Kanton Tessin oder die
Einblrgerungsinitiative im Kanton Bern. ®

Die  Gewahrleistung der kantonalen Verfassungen, die bei kantonalen
Verfassungsanderungen - etwa durch kantonale  Volksinitiativen oder
Verfassungsrevisionen - von der Bundesversammlung vorgenommen werden muss, ist
in der Regel eine Routineangelegenheit. Nur sehr selten gibt es Uberhaupt eine Debatte
in den Raten. Dem Parlament wurde deshalb auch schon vorgeworfen, die Aufgabe der
Uberpriifung der Vereinbarkeit der Anderungen mit der Bundesverfassung nicht ernst
genug zu nehmen. 2013 war diesbezlglich eine Ausnahme, weil die Rate die
Wahlrechtsreform im Kanton Schwyz nicht gutgeheissen hatten. Die Gewahrleistungen
im Jahr 2014 entsprachen (fast) wieder der géngigen Tradition. Die Réate hiessen die
unbestrittenen Teilrevisionen in sechs Kantonen diskussionslos gut (ZH, BE, SO, BL, GR,
VD; BRG 14.037). Mehr zu reden - zumindest im Nationalrat - gab allerdings die neue
Verfassung des Kantons Genf: Ein Minderheitsantrag Andreas Gross (sp, ZH) wollte
Artikel 66 der neuen Genfer Verfassung, der ein Verbot des doppelten Neins fur
Abstimmungen Uber den Finanzhaushalt vorsieht, nicht gewahrleisten. Der Passus sah
vor, dass entweder ein Sanierungsvorschlag oder eine Steuererhéhung angenommen
werden muss. Gross beanstandete, dass so die Entscheidung fur den Status Quo
ausgeschlossen sei. In seiner Botschaft machte der Bundesrat klar, dass dies nicht als
Einschrankung der politischen Rechte angesehen werden solle und beurteilte den
Passus deshalb als bundesrechtskonform. Die Mehrheit der grossen Kammer folgte dem
Antrag des Bundesrates. Zudem sei Artikel 66 eins zu eins von der alten Verfassung
Ubernommen und bei der alten Verfassung also schon gewahrleistet worden. Gross, der
vergeblich darauf hinwies, dass man alte Fehler nicht zu wiederholen brauche, erhielt
lediglich 31 Stimmen aus seiner Fraktion. 126 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
gewahrleisteten die gesamte Verfassung des Kantons Genf. Die umstrittenen
Teilrevisionen in den Kantonen Bern bzw. Tessin, in denen eine Verschéarfung von
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Einblrgerungen bzw. ein Burkaverbot festgeschrieben wird, standen 2014 noch nicht
auf der parlamentarischen Traktandenliste. Allerdings hatte der Bundesrat in seiner
Botschaft Ende Jahr die Gewahrleistung des Tessiner Begehrens beantragt. Er halte das
Vermummungsverbot zwar fir nicht sinnvoll, so der Bundesrat, aber juristisch lasse es
sich mit der Verfassung dann vereinbaren, wenn die Religionsfreiheit nicht tangiert
werde. Die Regierung stutzte sich bei ihrer Begrindung auf das Urteil des Europaischen
Gerichtshofes flr Menschenrechte, der unlangst ein Burkaverbot in Frankreich
bestatigt hatte. ¢

L'Assemblée fédérale est priée d'accorder la garantie fédérale aux modifications des
constitutions de Zurich, de Berne, de Zoug, de Soleure, de Bale-Campagne, des
Grisons et de Vaud. Le canton de Zurich a supprimé de sa constitution, le référendum
constructif. L'alternative au référendum ordinaire engendrait une procédure de
votation complexe et la participation citoyenne n'était, a chaque fois, guere élevée. Au
Grisons, le référendum extraordinaire a été abrogé sans jamais étre utilisé. A Berne, dés
a présent, le Conseil-exécutif peut approuver les modifications des frontieres
intercommunales. Quant au Grand conseil, il peut imposer la fusion de communes en
cas d'intéréts communaux, régionaux ou cantonaux prépondérants. S'agissant de Zoug,
les exécutifs seront désormais élus au scrutin majoritaire. Le nombre de députés au
Grand conseil a été inscrit dans la constitution et la répartition des sieges se fera selon
la méthode du «double Pukelsheim» afin d'étre conforme & la Constitution fédérale.
Les membres du Conseil d'Etat ne pourront pas exercer de mandat au niveau fédéral.
Les dispositions relatives a I'incompatibilité de fonction pour les parents et alliés ont
été assouplies. Outre le financement des écoles de pédagogie curative, le canton de
Soleure assurera leur organisation et gestion. Béle-Campagne a instauré une taxe de
séjour, dont les recettes seront allouées au secteur du tourisme. Enfin, le canton de
Vaud a adapté la terminologie constitutionnelle pour correspondre a celle du Code civil
(CC) relative a la protection de I'adulte et de I'enfant. ’

Les deux chambres ont, comme proposé par le Conseil fédéral et les Commissions des
institutions politiques, adopté I'arrété fédéral accordant la garantie fédérale aux
constitutions révisées des cantons de Zurich, de Berne, de Zoug, de Soleure, de Bale-
Campagne, des Grisons et de Vaud. ®

Eine Untersuchung der Weltwoche ging der Verteilung der jéhrlich im Umfang von rund
CHF 20 Mrd. an die Kantone iiberantworteten Bundesmittel nach. Damit wurde auf die
gesamte Umverteilung von Mitteln von der Bundes- auf die Kantonsebene fokussiert
und eine etwas globalere Sichweise auf den Streit um den Nationalen Finanzausgleich
(NFA) ermdglicht. Zum Vergleich: Der NFA verteilt lediglich rund CHF 4,6 Mrd. um,
wobei die Kantone 1,5 Mrd. beisteuern und 3,1 Mrd. aus Bundesquellen kommen. Im
Schnitt stammt laut der Weltwoche rund ein Viertel aller kantonalen Einnahmen aus
unterschiedlichen Bundestopfen. Umgerechnet auf CHF pro Kantonsbewohner zeigte
die Analyse der Weltwoche, dass ein Kanton pro Jahr im Schnitt CHF 2°485 pro Kopf aus
der Bundeskasse erhélt. Die wenigsten Mittel erhalten die Kantone Aargau (CHF 1'457
pro Kopf), Basel-Landschaft (CHF 1'534 pro Kopf) und Zirich (CHF 1'735 pro Kopf). Die
finanzschwachen und topografisch eher benachteiligten Kantone Jura (CHF 5'964 pro
Kopf), Uri (CHF 5'842 pro Kopf) und Graublinden (CHF 5'830 pro Kopf) bilden das
Spitzentrio der meistbeglinstigten Kantone. Wahrend der Kanton Uri mehr als die Halfte
seines Budgets aus Bundesmitteln bildet, machen die Bundeseinnahmen flr den
Kanton Basel-Stadt lediglich 13% des kantonalen Haushaltes aus. °

In aller Regel wirft die Gewahrleistung der kantonalen Verfassungsanderungen nach
Abstimmungen durch das nationale Parlament keine hohen Wellen. Aufgrund
umstrittener Volksentscheide in den Kantonen Bern und Tessin herrschte aber in der
Frihlingsession insbesondere im Nationalrat grosser Diskussionsbedarf. Im Kanton Bern
hatte im November 2013 eine Initiative der jungen SVP, die ein Verbot von
Einburgerungen  fur Kriminelle, Sozialhilfeempfanger und Personen ohne
Aufenthaltsbewilligung forderte, Gberraschend eine Mehrheit erhalten.

Im Kanton Tessin war im September 2013 ein kantonales Vermummungsverbot
gutgeheissen worden, das Burka- und Nigabtragerinnen als Zielgruppe anvisierte. Der
Bundesrat hatte in seiner Botschaft in beiden Fallen eine Gewahrleistung empfohlen.
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Eine links-grine Minderheit der SPK-NR argumentierte jedoch, dass die Verweigerung
der Einblrgerung von Sozialhilfeempfangern eine Diskriminierung darstelle und ein
generelles Verhullungsverbot der Religionsfreiheit widerspreche und
unverhaltnismassig sei. In der Debatte erinnerte Bundesratin Simonetta Sommaruga
daran, dass die Aufgabe des eidgendssischen Parlaments lediglich sei, zu beruteilen, ob
eine kantonale Verfassung bundesrechtskonform umgesetzt werden kénne - und nicht,
ob man mit der Anderung einverstanden sei oder diese gut finde. Der Bundesrat sei
sowohl im Falle des Kantons Tessin als auch des Kantons Bern zum Schluss gekommen,
dass eine sorgfaltige Umsetzung der von der Mehrheit der kantonalen Bevolkerung
angenommenen Verfassungsanderungen durchaus im Sinne des Bundesrechts moglich
sei. Aus diesem Grund seien die kantonalen Verfassungen zu gewahrleisten. Die beiden
Minderheitenantrédge wurden in der Folge mit 131 zu 42 Stimmen (bei 13 Enthaltungen)
im Falle des Kantons Bern bzw. mit 117 zu 56 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) im Falle des
Kantons Tessin abgelehnt und alle Verfassungen gewahrleistet.

Im Stédnderat stand - neben den Verfassungsanderungen in den Kantonen Bern und
Tessin - noch eine weitere kantonale Anderung im Fokus. Bei der Abstimmung vom
November 2013 Uber die Aufnahme eines Verfahrens flr eine Zusammenarbeit
zwischen dem Kanton Jura und Gemeinden aus dem Berner Jura wurde im Kanton Jura
ein neuer Verfassungsartikel angenommen, mit dem die Aufnahme eines
Fusionsprozesses angestossen werden soll. Weil aber die Stimmbevdlkerung im Berner
Jura zeitgleich ein solches Verfahren ablehnte, wére der Artikel in der jurassischen
Verfassung eigentlich hinféallig. Die Frage war nun, ob ein solcher hinfalliger Artikel
gewahrleistet werden soll. Bundesratin Simonetta Sommaruga legte in der
standeratlichen Beratung dar, dass die Gewahrleistung formaljuristisch nicht daran
gebunden sei, ob ein Artikel umgesetzt werde oder nicht, sondern lediglich bedeute,
dass eine Anderung mit der Bundesverfassung konform sei. Die Tatsache, dass die
Regierung des Kantons Jura in einem Schreiben signalisiert habe, dass dieser Artikel
nicht zur Anwendung kommen werde, stehe einer Gewahrleistung nicht im Wege.
Anders als im Jahr 1977, als ein ahnlicher Artikel nicht gewahrleistet worden war, gehe
es im zur Diskussion stehenden Artikel ja nicht um die Idee, Berner Gebiete in das
Gebiet des Kantons Jura einzubinden, sondern eben lediglich um den Anstoss eines
Prozesses. Die Regierung des Kantons Jura habe deutlich signalisiert — unter anderem
auch mit der Sistierung des jahrlichen Berichts Uber die Wiederherstellung des Juras an
das jurassische Parlament -, dass es den neuen Artikel als gegenstandslos betrachte
und keine Anspriche daraus ableite. Eine Nicht-Gewahrleistung dieses Artikels, so
Sommaruga weiter, kdme einer Negierung des jurassischen Volkswillens gleich, fur die
es keine rechtliche Begrindung gabe. Auch im Stédnderat wurden in der Folge alle
Kantonsverfassungen gewahrleistet. Keinen Anlass zu Diskussionen hatten die
Verfassungsanderungen in den Kantonen Uri, Solothurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden und Waadt gegeben. ©

Garantie des constitutions cantonales

La Commission des Institutions politiques SPK-SR n'ayant relevé aucune anomalie dans
les différentes modifications des constitutions des cantons de Bale-Ville (révision de
I'organisation juridictionnelle), Béale-Campagne (coopération intercantonale et
régionale) ainsi que des Grisons (participation dans les centrales électriques a
charbon), celles-ci ont été acceptées sans grande discussion par les deux chambres. "

Le Conseil fédéral prie le Parlement d'accorder la garantie fédérale aux constitutions
cantonales révisées des cantons d'Uri, du Tessin, de Vaud, du Valais et de Genéve.
Pour le canton d'Uri, les modifications constitutionnelles concernent la régulation des
grands prédateurs, ainsi que I'extension du scrutin majoritaire aux communes ayant
jusqu'a quatre représentantes et représentants au Grand conseil. S'agissant du Tessin,
le nouveau texte prévoit que la loi définit les cas dans lesquels les Tessinoises et
Tessinois de I'étranger acquiérent les droits politiques dans les affaires cantonales et
communales. Les délais de récoltes des signatures pour les initiatives populaires et les
référendums sont étendues, respectivement de 60 a 100 jours et de 45 a 60 jours.
Enfin, il redéfinit les conditions de soumission au vote populaire des initiatives
populaires législatives et n'autorise les projets avec variantes que lors de révisions
totales de la constitution. La constitution vaudoise est complétée d'une nouvelle
obligation pour le canton et les communes en matiere d'hébergement médico-social.
Ils doivent veiller & ce que les personnes ne pouvant pas rester a domicile, en raison de
leur santé ou de leur age, aient acces a des structures d'hébergements adaptées. En
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Valais, la session constitutive du Grand conseil est repoussée du quatrieme au
septieme lundi suivant son renouvellement intégral. Le délai entre les deux tours lors
des élections cantonales passe de deux a trois semaines. Enfin, dans le canton de
Geneve, la nouvelle teneur de l'article 216 de la constitution cantonale étend aux
communes, les taches publiques dans le domaine de I'art et de la culture ainsi que le
financement de la vie culturelle, aux communes.

La CIP-CE propose également d'octroyer la garantie fédérale a l'ensemble des
constitutions cantonales. "

Interkantonale Zusammenarbeit

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. EIf Kantone (notwendig fir ein Kantonsreferendum wéren acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung tUber das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach fur die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfélle bringen wurde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht.

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)

Stadte, Regionen, Gemeinden

Im Juli trafen sich die Regierungsvertreter der Kantone Graubilnden, Tessin, Uri und
Wallis sowie Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft auf dem Gotthard-Pass,
um die rdumliche, wirtschaftliche und touristische Entwicklung des Gotthard-Raumes
zu diskutieren. In funf Jahren soll das Projekt "Raumentwicklung Gotthard" realisiert
sein, das die Grundlage fur die Entwicklung der von Entvdlkerung geplagten Gebiete
zwischen Leventina, Urserental, Surselva und Goms bilden soll. Der Bundesrat hatte die
Erarbeitung eines kantonsulbergreifenden Entwicklungskonzepts zur Voraussetzung fur
allfallige Bundesbeitrage an die NEAT-Haltestelle Porta Alpina in der Surselva gemacht. ™

Auch bei den in den meisten Kantonen bestehenden regionalen Verwaltungseinheiten
(meist Bezirke oder Amter genannt) kam es zu Vereinfachungen. Im Kanton Waadt
stimmte das Parlament dem Regierungsantrag zu, die Zahl der Bezirke (,districts") von
19 auf 10 zu reduzieren. Die von Lausanne geforderte Vereinigung der Stadt und aller
umliegenden Agglomerationsgemeinden in einen einzigen Bezirk kam jedoch nicht
zustande. Im Kanton Bern hiessen die Stimmenden gegen den Widerstand der SVP eine
Ersetzung der 26 Amtsbezirke durch zehn Verwaltungskreise gut. ™

Auch im Berichtsjahr lagen Gemeindefusionen und Eingemeindungen im urbanen Raum
im Trend. Ende 2010 gab es laut Bundesamt fur Statistik 2'551 Gemeinden. Ende 2009
waren es noch 2'5696 gewesen. Ende 2008 fihrte die Statistik des Stadteverbandes 151
Gemeinden mit mehr als 10'000 Einwohnern auf (2007: 140). Die meisten Fusionen
fanden 2010 im Kanton Tessin statt. Hervorzuheben ist zudem der Kanton Glarus, der ab
1. Januar 2011 nur noch aus drei Gemeinden bestehen wird. Die Stadt Luzern fusionierte
mit der Gemeinde Littau und beherbergt neu 76'000 Einwohner. Im Gegensatz zu
anderen Gemeindezusammenschlissen im Kanton Luzern wurde jener von Luzern und
Littau vom Kanton nicht mitfinanziert. Allerdings wurden im Berichtsjahr auch
zahlreiche Fusionsprojekte an der Urne verhindert. So scheiterten etwa der
Zusammenschluss von Baden und Neuenhof im Kanton Aargau oder der geplante
Zusammenschluss von acht waadtlandischen Gemeinden rund um Coppet zu einer
neuen Grossgemeinde mit Uber 13'000 Einwohnern am lokalen Widerstand und
mussten aufgeschoben werden.
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Gemeindefusionen und Eingemeindungen im urbanen Raum lagen im Berichtsjahr
weiterhin im Trend. Ende 2011 gab es laut Bundesamt fur Statistik 2'495 Gemeinden.
Ende 2010 waren es noch 2'651. Per 1. Januar 2011 schlossen sich die bisher 25
Gemeinden des Kantons Glarus zu nur noch drei Gemeinden zusammen. Im Kanton
Bern haben sich ebenfalls Gemeinden per Anfang Berichtsjahr vereinigt. Besonders
viele Gemeindezusammenschlisse gab es im Kanton Waadt per 1. Juni 2011
Gemeindefusionen werden von einigen Kantonen unterstltzt und gelten als wichtiges
Instrument  im  Standortwettbewerb. Jede  sechste  Gemeinde soll in
Fusionsverhandlungen stehen und vor allem Kleinstgemeinden wollen sich mit anderen
zusammenschliessen, weil sie Milhe haben, politischne Amter zu besetzen. Die
Gemeinden versprechen sich davon effizientere Verwaltungsstrukturen und die
Nutzung von Synergien. Auch grossere Stédte, wie beispielsweise Bern, waéren
gegenuber einer Fusion mit den Agglomerationsgemeinden positiv eingestellt. Eine
Expertise der Universitat Bern zu Gemeindefusionen rechnet damit, dass in den
nachsten Jahren jede finfte Gemeinde verschwinden werde. "

Der Trend zu immer weniger Gemeinden hielt auch 2013 weiter an. Im Berichtjahr
verringerte sich die Anzahl Gemeinden vor allem durch Gemeindefusionen von 2'408
auf 2'352. Die Zahl von 56 Gemeinden, die damit von der Landkarte verschwanden, war
leicht hoher als der seit dem Jahr 2000 (2'899 Gemeinden) verzeichnete Schnitt von
minus 40 Gemeinden pro Jahr. In diesen dreizehn Jahren hat sich der Bestand der
Gemeinden also um 19% verringert. Der Trend zu Gemeindefusionen hat sich in den
letzten 20 Jahren deutlich verstérkt. 1860 wies die Schweiz noch 3'146 Gemeinden auf.
Die Tendenz durfte auch in Zukunft anhalten: Eine von der Gewerkschaft VPOD
lancierte Volksinitiative im Kanton Tessin fordert etwa die Reduktion der Anzahl
Gemeinden im Sudkanton von 135 auf 11. Eine Reformkommission im Kanton Wallis, die
die kantonale Verfassung revidieren soll, schlug die Halbierung der Gemeindezahl von
135 auf 40 bis 60 Gemeinden vor. Im Kanton Graublnden wurde eine von einer Allianz
aus linken Parteien, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbédnden lancierte Initiative
zuruckgezogen, die eine Reduktion der mehr als 150 Gemeinden auf 50 gefordert hatte.
Grund fur den Rickzug seien die zahlreichen im Kanton bereits angestossenen
Reformen, die in die erwlnschte Richtung gingen. Das im Nationalrat schon 2012
eingereichte Postulat Lehmann (cvp, BS), welches einen Bericht Uber mogliche
Gemeindefusionen Uber Kantonsgrenzen hinweg fordert, ist noch hangig. Der
Bundesrat, der das Postulat zur Ablehnung empfiehlt, machte geltend, dass eine
entsprechende nationale Regelung einen Eingriff in die Kantonsautonomie darstellen
wilrde und die wichtigsten Hindernisse fur Gemeindezusammenschlisse zudem nicht
rechtlicher Natur seien, sondern emotionale und politische Elemente betrafen, wie
etwa Heimatgefihl oder Steuerhoheit. In der O&ffentlichen Debatte wurden
Gemeindefusionen als mogliche Losung fur die mit zunehmendem Desinteresse an
lokaler Politik einhergehende, wachsende Schwierigkeit, Gemeindeamter zu besetzen,
vorgeschlagen. ™

Die Anzahl Gemeinden nahm auch 2014 weiter ab. Ende 2014 gab es in der Schweiz
noch 2'324 Gemeinden. Zum Vergleich: Noch 1990 lag die Zahl selbstéandiger
Kommunen in der Schweiz bei 3'021. Zwischen 1848 (3'205 Gemeinden) und 1990 hatte
sich die Zahl der Gemeinden zwar ebenfalls reduziert, dies war aber weniger auf
Fusionen als vielmehr auf Eingemeindungen in Stadte zurtckzufuhren und der Bestand
blieb wahrend rund 140 Jahren praktisch stabil. Der seit rund 20 Jahren anhaltende
starke Trend zu Gemeindezusammenschliissen dirfte auch in den néachsten Jahren
anhalten. In zahlreichen Kantonen gibt es Plane fur umfassende Gebietsreformen. So
etwa im Kanton Graublinden wo es in einigen Jahren nicht mehr rund 150, sondern nur
noch 50 Gemeinden geben soll oder im Kanton Bern, wo die rund 380 Gemeinden
ebenfalls zu noch 50 Kommunen fusioniert werden sollen. Auch im Kanton Freiburg gibt
es Plane, die 164 Gemeinden auf noch 35 Gebietseinheiten zu reduzieren. Weil neben
reinen Effizienzgrinden auch zunehmend gesellschaftspolitische Aspekte wie
Milizsystem, politische Vertretung oder blrgernahe Verwaltung bei Fusionsprozessen
mitdiskutiert werden, schienen weniger Projekte zu scheitern. Allerdings kamen viele
Projekte auch gar nicht zur Abstimmung, weil die lokale Identitat an vielen Orten nach
wie vor sehr stark ist was zum Riickzug von Fusionsbemiihungen fihren kann. "

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2015
MARC BUHLMANN

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2015
MARC BUHLMANN

Die Kantone haben sehr unterschiedliche Strategien, was die Unterstitzung von
Gemeindefusionen betrifft. Neben steuerlichen Anreizen, wie sie etwa in den Kantonen
Bern und Aargau eingesetzt werden, sind auch Top-Down-Vorgehen im Sinne von
kantonalen Strukturreformen zu beobachten. Die in den letzten Jahren wohl
umfassendste Reform dieser Art wurde im Kanton Glarus mit der Schaffung von nur
noch drei Gemeinden vollzogen.

Weniger rasant verandert sich der Kanton Graublnden. Die von der Bevdlkerung des
Ostschweizer Kantons bereits 2012 und 2014 beschlossene Gebietsreform soll auf den 1.
Januar 2016 in Kraft treten. Dies beschloss die Bindner Regierung Anfang 2015. Die
bestehende, komplexe Struktur aus 39 Kreisen, 14 Regionalverbanden und elf Bezirken
wird dann abgeldst durch elf neue Regionen, die als mittlere Ebene zwischen
Gemeinden und Kanton dienen sollen.

Der radikalste Vorschlag wurde 2015 im Kanton Schaffhausen diskutiert. Der
Schaffhauser Regierungsrat legte in Beantwortung eines Postulates einen Bericht mit
zwei Varianten fur eine Reform der Gemeindestrukturen vor. Ein Vorschlag sah dabei
vor, alle 26 Gemeinden aufzuheben und einen Einheitskanton zu schaffen. Die zweite
Variante sah eine Verringerung der Zahl an Gemeinden auf etwa 10 Einheiten vor. Die
Beflrworter der radikalen Variante machten geltend, dass Dienstleistungen besser von
einer einzigen Administration erbracht wirden. Die kleinen Gemeinden seien hingegen
nicht einmal mehr in der Lage, genligend Personal fiir alle politischen Amter
aufzutreiben. Dies sei auch der Wirtschaft geschuldet: Unternehmen seien immer
seltener bereit, ihre Angestellten fur Milizaufgaben freizustellen. Die Gegner der
Reform interpretierten die Idee des Einheitskantons als Angriff auf die direkte
Demokratie. Mit dem Verlust der Gemeindeautonomie gehe die Mdglichkeit lokaler und
unmittelbarer politischer Mitsprache verloren. Ein angefordertes Gutachten des
Bundesamtes fiur Justiz sah keine Einwande gegen einen Einheitskanton. Ein Kanton
musse keine Gemeinden einrichten; er sei vielmehr autonom in der Organisation seines
Gebietes. Eine Volksabstimmung tiber die beiden Vorlagen wurde auf 2016 angesetzt. %

Per 1. Januar 2016 wies das Bundesamt fur Statistik noch 2'294 selbstandige Gemeinden
aus - im Vergleich zu 2015 hatte sich die Zahl damit um 30 Gemeinden verringert. Im
Vergleich zu den Vorjahren nahm die Zahl der Gemeinden damit etwas weniger stark ab.
Far 2015 kann denn auch eine durchmischte Bilanz hinsichtlich des Gelingens von
Gemeindefusionen gezogen werden:

Im Rahmen der Verleihung des Demokratiepreises durch die Neue Helvetische
Gesellschaft fur den als vorbildhaft bezeichneten Zusammenschluss zwischen Marbach
und Escholzmatt wurde auf die Bedeutung des fortwadhrenden Einbezugs der
Bevdlkerung in die Fusionsplanung hingewiesen. Die Behdrden héatten hier viel gelernt
und der sich selbst verstéarkende Prozess der Gemeindezusammenschlisse sei
reibungsloser geworden. Eine Fusion kénne deshalb durchaus auch eine Chance fur
eine Wiederbelebung des Milizsystems sein, insbesondere in sehr kleinrdumigen
Strukturen, wo das Personal fur Gemeindedmter zunehmend rarer werde. Erfolgreich
war auch eine Grossfusion im Kanton Tessin, wo sich rund um Bellinzona 13 Gemeinden
zur zwolftgrossten Stadt der Schweiz zusammenschlossen. Der Sudkanton tat sich in
den letzten Jahren mit einer eigentlichen Flurbereinigung hervor: Zwischen 2000 und
2015 verschwanden nicht weniger als 110 Gemeinden - Corippo, mit 14 Einwohnern die
kleinste Gemeinde der Schweiz, bewahrte allerdings bisher die Eigenstandigkeit. Auch
im Kanton Freiburg stimmte die Bevdlkerung von sieben Gemeinden einer neuen
Grossgemeinde zu. Estavayer wird mit rund 9'000 Einwohnern ab 2017 die viertgrosste
Gemeinde im Kanton.

Freilich stiessen Fusionsprojekte auch 2015 auf Widerstand. Im Sonntagsblick wurde gar
ein Stopp des "Fusions-Unsinns" gefordert. Die Boulevardzeitung wies darauf hin, dass
eine Fusion in den wenigsten Fallen zu versprochenen Kosteneinsparungen fuhre. In
der Tat wurden 2015 auch einige Fusionsplane von der Stimmbevélkerung lahmgelegt.
So wollte Bellinzona eigentlich zehntgrosste Stadt der Schweiz werden, vier der
ursprunglich 17 Gemeinden stellten sich allerdings quer. Im Kanton Solothurn stimmten
drei der flnf beteiligten Partner rund um Solothurn gegen den als "Top5" bezeichneten
Fusionsplan. Im basellandschaftlichen Fricktal lehnte eine der vier beteiligten Partner
die Fusion ab und auch im Kanton Freiburg wurden im Marz gleich drei
unterschiedliche Grossfusionsprojekte an der Urne beerdigt. Der Westschweizer
Kanton treibt Gemeindezusammenschlisse aktiv voran: Neben dem Kanton Tessin (-110)
und dem Kanton Graubinden (-98) sticht Freiburg mit den meisten Gemeindefusionen
zwischen 2000 und 2015 ins Auge (-92). Geplant ist hier auch eine Grossfusion in der
Region La Gruyere mit nicht weniger als 25 Gemeinden. Weniger erfolgreich in ihren
kantonalen BemuUhungen waren die Kantone Waadt und Bern, die schweizweit noch
immer die meisten Gemeinden aufweisen. Der Kanton Bern hatte sich zum Ziel gesetzt,
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innert 15 Jahren die Zahl an rund 400 Gemeinden auf 300 zu verringern. Ende 2015 gab
es allerdings noch immer 352 eigensténdige Kommunen. Auch im Kanton Waadt, der
eher sanfte Anreize setzt, gab es Ende 2015 noch immer 318 Kommunen; 66 weniger als
im Jahr 2000. Mit der Reduktion der 29 Gemeinden auf nur noch drei
Verwaltungseinheiten war 2006 die radikalste Fusionskur im Kanton Glarus
durchgefiihrt worden. Ahnliche Plane verfolgt der Kanton Schaffhausen, indem die
Regierung unter anderem die Ersetzung aller Gemeinden durch eine einzige
Zentralverwaltung vorschlug.

Ein Anfang 2015 von der Hochschule fur Technik und Wirtschaft Chur vorgelegter
"Fusions-Check" will den wirtschaftlichen, demokratiepolitischen und
gesellschaftlichen Veranderungen aufgrund von Fusionen auf die Spur kommen. In
ersten Analysen zeigte sich etwa, dass die politische Partizipation in grosser
gewordenen Gemeinden abnimmt. Fusionen seien deshalb differenziert zu betrachten,
so die Studienleiter.

En 2018, la Suisse comptera 2'222 communes, soit 33 communes en moins qu'en 2017.
Durant I'année écoulée, 46 communes se sont réunies en 13 nouvelles entités. La plus
grande fusion a eu lieu au Tessin, avec la ville de Bellinzone et ses 12 communes
avoisinantes. Dans le nord, quatre autres communes se sont regroupées pour devenir la
"Riviera". A Neuchatel, la localité intitulée "La Grande-Béroche" rassemble six
anciennes communes. Le canton des Grisons, avec trois nouvelles entités créées suite a
la fusion de sept communes, figure également dans la liste des cantons ayant compté le
plus grand nombre de fusions. %

Territorialfragen

In der franzésischsprachigen Schweiz machten prominente Politiker mit Vorschlagen
Uber Kantonsfusionen resp. neue, zwischen die Kantone und den Bund eingeschobene
Strukturen von sich reden. Der Waadtlander Nationalrat Pidoux (fdp) lancierte die Idee
einer Fusion der Kantone Genf und Waadt. Sein Vorschlag stiess aber gerade beim
Waadtlénder Grossen Rat auf wenig Gegenliebe, wurde doch betont, dass eine enge
Zusammenarbeit nicht nur mit Genf, sondern auch mit den Nachbarkantonen im Osten
und Norden gepflegt werden musse. In einer gemeinsamen Erklarung sprachen sich die
Regierungen der beiden Kantone gegen eine Fusion aus. Kurz nach Pidoux' Vorstoss
schlug der Genfer Regierungsrat Segond (fdp) vor, die sechs mehrheitlich
franzdsischsprachigen Kantone ein gemeinsames Parlament und eine Regierung wahlen
zu lassen, welche die Kompetenz hatten, Uber grosse Infrastrukturprojekte und
Uberregionale Aufgaben (z.B. Wirtschaftsférderung) zu entscheiden. Einige Kritiker
warnten, dass von Segonds Planen das Aufkommen eines Sprachnationalismus
beglnstigt wirde, welcher sich flir den Fortbestand der Schweiz verheerend auswirken
kénnte. Sie schlugen deshalb den Einbezug des historisch und wirtschaftlich eng mit
der Ubrigen Westschweiz verbundenen Kantons Bern vor. %

In der franzosischsprachigen Schweiz traten prominente Politiker, darunter die zwei
ehemaligen Regierungsréte Philippe Pidoux (fdp, VD) und Bernard Ziegler (sp, GE), mit
Vorschlagen fir eine Fusion der Kantone Genf und Waadt an die Offentlichkeit. Sie
kiindigten an, in beiden Kantonen zu diesem Zweck Volksinitiativen lancieren zu wollen,
welche die Wahl eines paritatisch zusammengesetzten Verfassungsrats verlangen. %

Obwohl die politischen Aufgaben unbestrittenermassen immer komplexer werden und
vor allem die kleinen Kantone manchmal an die Grenzen ihrer
Problemlésungskapazitaten stossen, sieht eine Mehrheit des Nationalrats noch keinen
Grund, die bestehenden Kantonsstrukturen durch neue, gréssere politische Einheiten
(Regionen) zu ersetzen. Ein Postulat Jutzet (sp, FR) (98.3402), das vom Bundesrat
entsprechende Vorschlége verlangt hatte, fand zwar bei der Linken Unterstutzung,
wurde jedoch auf Antrag des Bundesrats mit 62:49 Stimmen abgelehnt. Die
Landesregierung machte in ihrer Begrindung nicht nur auf die noch ausbaubaren
Instrumente Uberkantonaler Zusammenarbeit aufmerksam, sondern vertrat auch den
Standpunkt, dass die Initiative zu einer derart eingreifenden Reform nicht vom Bund,
sondern von den Kantonen aus kommen mdsste.

Die Idee einer Ersetzung der Kantone durch grossraumigere politische Einheiten fand
insbesondere bei den Grinen Anklang. Das vom Parteivorstand propagierte Projekt,
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dazu noch 1999 eine Volksinitiative zu lancieren, wurde allerdings von der Parteibasis
nur lauwarm begrisst. Die Delegiertenversammlung unterstutzte die Idee zwar
grundsatzlich, war aber flr ein langsameres Vorgehen. Sie beschloss, das Thema vorerst
von einer bereits bestehenden parteiinternen Arbeitsgruppe begutachten zu lassen. Im
Nationalrat reichte die griine Fraktion eine parlamentarische Initiative fiir die
Ersetzung der Kantone durch sechs bis zwolf Grossregionen ein.

Etwas konkreter wurden derartige Bestrebungen in der Westschweiz. Die im Vorjahr
angekundigte kantonale Volksinitiative fur eine Fusion der Kantone Genf und Waadt
wurde vorerst in der Waadt lanciert und mit rund 13'5600 Unterschriften eingereicht. In
Genf soll die Unterschriftensammlung im Frihjahr 2000 stattfinden. #

Die kantonale Volksinitiative fiir eine Fusion der Kantone Genf und Waadt konnte auch
in Genf eingereicht werden; rund 14'000 Stimmberechtigte hatten das Begehren
unterzeichnet. Gegen Jahresende beantragten die Regierungen der beiden Kantone
ihren Parlamenten in praktisch gleichlautenden Botschaften, die Initiativen zur
Ablehnung zu empfehlen. Eine Fusion der beiden grossten Westschweizer Kantone
wirde ihrer Ansicht nach das Gleichgewicht in der Romandie, aber auch in der
gesamten Schweiz empfindlich stéren. Zudem seien die beiden Kantone von ihrer
Identitét und Struktur her zu unterschiedlich, als dass eine Fusion Sinn machen wirde.
Effizienzgewinne seien mit einem weiteren Ausbau der Zusammenarbeit eher
erreichbar. Die Volksabstimmungen wollen die beiden Kantonsregierungen am gleichen
Tag (voraussichtlich im Jahr 2002) durchfihren. In der Kampagne fir die Genfer
Unterschriftensammlung hatten die Promotoren weniger das konkrete Fusionsprojekt
in den Vordergrund gestellt, als vielmehr die Idee einer Neugliederung der Schweiz in
sechs bis zehn Grossregionen anstelle der bisherigen Kantone, wie sie auch die Griinen
im Nationalrat vertreten hatten. Zusammen mit einigen vorwiegend aus der
franzdsischen Schweiz stammenden Politikern prasentierten sich die Genfer Initianten
denn auch Mitte Juni in Bern als ,Plattform fur eine Schweiz der Regionen™. Als Ziel gab
diese Bewegung die Eroffnung einer nationalen Diskussion Uber eine grundlegende
territoriale Reform der Schweiz an, welche schliesslich in die Lancierung einer
Volksinitiative minden solle. ?¢

Die Kantone Waadt und Wallis traten dem ,,Espace Mittelland™ bei, welcher sich um
eine Verbesserung der Zusammenarbeit und um die Koordination der Aktivitaten der
beteiligten Kantone sowie um die Realisierung gemeinsamer Projekte bemuht. Die
Organisation umfasst damit sieben Kantone (BE, SO, FR, NE, VD, VS und JU) und z&hlt
dank dieser Erweiterung jetzt etwa gleich viele franzdsisch- wie deutschsprachige
Bewohner. %’

In den Kantonen Genf und Waadt entschieden die Stimmberechtigten am 2. Juni Gber
die Volksinitiativen fur einen Zusammenschluss der beiden Kantone. Zuvor hatten die
kantonalen Parlamente auf Antrag ihrer Regierungen mit grosser Mehrheit eine
Ablehnung der Volksbegehren empfohlen. Als einzige Partei unterstitzten die Genfer
Freisinnigen das Fusionsbegehren; die Waadtlander PdA gab die Stimme frei. Nach
einer Kampagne, welche keine grossen Wellen zu werfen vermochte, wurden die
Initiativen mit 80% (GE) resp. 77% (VD) Neinstimmen deutlich abgelehnt. Die
Opposition gegen eine Fusion war zwar in den nach Genf ausgerichteten westlichen
Waadtlander Gebieten etwas weniger deutlich, aber weder im Kanton Waadt noch im
Kanton Genf stimmte auch nur eine einzige Gemeinde dem Zusammenschluss zu. ?®

Im Kanton Graubiinden hiess die Stimmbevolkerung Ende November mit 62,6% Ja-
Stimmenanteil eine Gebietsreform gut. Gegen die Umsetzung ebendieser wurde ein
Referendum ergriffen, das bei einer Stimmbeteiligung von 41,9% an der Urne letztlich
erfolglos war. Ab 2015 wird Graublnden nicht mehr in 11 Bezirke, 14 Regionalverbénde,
39 Kreise und 146 Gemeinden (Stand Ende 2014) unterteilt sein, sondern zwischen
Kantons- und Kommunalebene sollen nur noch 11 Regionen stehen. Als Wahldistrikte ftr
den Grossen Rat sollen die Kreise jedoch weiterhin bestehen. Die schlankeren
Strukturen sollen zusammen mit den angestrebten Gemeindefusionen - 2020 soll es
nur noch 100, spéater gar nur noch 50 Gemeinden geben - den Kanton dynamischer
machen. Die mittlere Ebene soll allerdings keine rechtsetzenden Befugnisse haben.
Widerstand hatte sich vor allem gegen die Idee der Regionalkonferenz aus
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Gemeindeprasidenten formiert. Es wurden Beflirchtungen laut, dass die Gemeinden so
zu wenig Einfluss auf die Gestaltung ihrer Regionen hatten und das méachtige Chur die
Autonomie der Gemeinden untergrabe. Gefordert wurden deshalb auch
Regionalparlamente. Der sehr heterogene Kanton sei auf eigenstdndige Regionen
angewiesen. %’
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